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Änderungsantrag 
der Abgeordneten Ingrid Köppe und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksachen 12/5826, 12/8005 — 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Gewerbeordnung und sonstiger 
gewerberechtlicher Vorschriften 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Folgender Artikel 3 wird wieder eingefügt: 

,Artikel 3 
Änderung des Gaststättengesetzes 

Das Gaststättengesetz vom 5. Mai 1970 (BGBl. I S. 465, 1298), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Dezember 1986 (BGBl. I 
S. 244), wird wie folgt geändert: 

1. In § 6 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt: 

„Davon ist mindestens ein alkoholfreies Getränk nicht teurer 
zu verabreichen als das billigste alkoholische Getränk in 
gleicher  Menge."  

2. § 28 Abs. 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. entgegen § 6 Satz 1 keine alkoholfreien Getränke ver-
abreicht oder entgegen § 6 Satz 2 nicht mindestens ein 
alkoholfreies Getränk nicht teurer als das billigste 
alkoholische Getränk gleicher Menge verabreicht,". 

3. In § 23 Abs. 2 Satz 2, § 25 Abs. 2 Satz 1 und § 29 werden 
jeweils die Worte „Der Bundesminister" durch die Worte 
„Das Bundesministerium" und das Wort „Bundesminister" 
durch das Wort „Bundesministerium" ersetzt.' 

2. Die fortlaufende Numerierung der folgenden Artikel wird ent-
sprechend geändert. 

Bonn, den 16. Juni 1994 

Ingrid Köppe 
Werner Schulz (Berlin) und Gruppe 

Begründung umseitig 
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Begründung 

Es muß — auch gegen Widerstände der Alkohol-Lobby — gewähr-
leistet werden, daß in Gaststätten mindestens ein Getränk preis-
günstiger angeboten wird als alkoholische Getränke in gleicher 
Menge. 

Angesichts 2,5 Millionen Alkoholkranker in Deutschland, des hier 
weltweit höchsten Pro-Kopf-Verbrauchs von Alkohol sowie eines 
volkswirtschaftlichen Schadens durch Alkoholmißbrauch von 30 
bis 80 Mrd. DM muß die Zugänglichkeit dieser Droge möglichst 
verringert werden, vor allem für Jugendliche. 

Angesichts dieser Situation müßte eine andere Entscheidung des 
Deutschen Bundestages zu erheblichen Zweifeln der Bevölkerung 
an dessen drogenpolitischen Leitlinien führen. 


